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Fallannahme und Verfahrenseröffnung an 
chinesischen Gerichten: Löst die jüngste Reform 
die Probleme?
Nils Pelzer 1

Für 1 potentielle Kläger war es in China – jeden-­
-­

blematisch, eine Klage bei Gericht einzureichen. 2 Die 
angeführten Gründe dafür sind sehr verschieden. 
Sie reichen von Amtsmissbrauch im Einzelfall über 
systematische Verzögerungen des Prozessbetriebs 
bis zur A-­limine-­Ablehnung politisch sensibler Fälle. 
In China ist diese Problematik unter dem Stichwort 
„Schwierigkeit der Verfahrenseröffnung“ 3 bekannt.

Diese „Schwierigkeit“ ist nicht die einzige 

Rechtswissenschaft spricht weiterhin etwa von der 
„Schwierigkeit der Vollstreckung“, 4 der „Schwierig-­
keit der Wiederaufnahme“ 5 und auch der „Schwie-­
rigkeit der Zustellung“. 6 Diese sind zu einem ge-­
wissen Grade jeder Rechtsordnung immanent. In 
China sind sie jedoch auch auf strukturelle Proble-­
me zurückzuführen, an denen das chinesische Ge-­
richtssystem seit langem leidet. Zu nennen waren 
hierbei bislang beispielsweise die Abhängigkeit von 
der lokalen Verwaltung, die daraus folgende exter-­

 7 In vielen dieser Bereiche 
hat das 4. Plenum des 18. Zentralkomitees der KPCh 

1 Nils Pelzer ist Research Fellow am Max Planck Institute Luxembourg 
for Procedural Law und Doktorand bei Prof. Dr. Dr. h. c. Burkhard Hess.
2 Siehe exemplarisch Nanping LIU/Michelle LIU, Justice Without Judges: 
The Case Filing Division in the People’s Republic of China, UC Davis 
Journal of International Law and Policy 17 (2011), S. 283 ff., 301.
3 Chinesisch: ゟḜ䲒 oder 䍋䆝䲒
früher auch ਞ⢊䲒 („Schwierigkeit der Anzeige“, trotz dieser 
Bezeichnung ebenfalls bezogen auf den Zivilprozess), siehe Michael 
Palmer, The Revival of Mediation in the People’s Republic of China: (2) 
Judicial Mediation, in: William E. Butler (Hrsg.), Yearbook on Socialist 
Legal Systems 1989, New York 1989, S. 145 ff., 160.
4 Chinesisch: ᠻ㸠䲒.
5 Chinesisch: ⬇䆝䲒 oder ݡᅵ䲒, das freilich nicht das Problem 
ausufernder Wiederaufnahmegründe und die daraus folgende schwache 
Rechtskraftkonzeption des chinesischen Rechts bezeichnet, sondern 
vielmehr das Phänomen beklagt, dass zu viele Wiederaufnahmeanträge 
abgelehnt und Fehlurteile nur selten beseitigt würden, sieheKnut 
B. Pissler, Gegen die Symptome einer Krankheit: Die Revision des 
Zivilprozessgesetzes der Volksrepublik China im Jahr 2007, in: ZChinR 

LÜ Nuo (৩䇎)/ZHOU Tingyu (਼။⥝), Revision 
des ZPG in China löst „Schwierigkeiten bei der Anrufung“ und 
„Schwierigkeiten bei der Vollstreckung“ (៥೑ׂᬍ⇥䆝⊩⸈㾷Ā⬇䆝
䲒āϢĀᠻ㸠䲒ā), 28.10.2007, <www.npc.gov.cn/npc/oldarchives/
cwh/common/zw.jsp@hyid=0210030______&label=wxzlk&id=373861&

6 Chinesisch: 䗕䖒䲒, sieheYong DING, Die Bestimmungen des Obersten 
Volksgerichts über die Anwendung des vereinfachten Verfahrens im 
Zivilprozess, in: DCJV-­Newsletter 2003, S. 232 ff., 234.
7 Vgl. etwa Stanley Lubman, Bird in a Cage, Legal Reform in China after 

Sebastian Heilmann, Das politische System 
der Volksrepublik China, 2. 

im Oktober 2014 Reformen beschlossen, die schnell 
umgesetzt werden sollen. 8 Die Justizreformen sind 

 9 zuvor hatte etwa 
im Juli 2014 das Oberste Volksgericht (OVG) sein 
neues Fünfjahres-­Reformprogramm vorgestellt, das 
viele der Maßnahmen bereits angekündigt hatte. 10 
Als direkte Folge dieser politischen Dokumente 11 
erließ das OVG im April 2015 zwei Rechtstexte, 

-­
fahrenseröffnung“ in den Griff zu bekommen ver-­
sucht. 12

Dieser Beitrag möchte zunächst die prozess-­
rechtlichen Hintergründe des Phänomens der 
Schwierigkeit der Verfahrenseröffnung verdeutli-­
chen (I.) und die sich daraus ergebenden Probleme 
einordnen (II.). Sodann werden die Regelungen der 
Reform dargestellt (III.). Abschließend soll darauf 
eingegangen werden, inwieweit die Reform zur Lö-­
sung derProbleme beitragen wird (IV.). Die Darstel-­
lung konzentriert sich dabei im Wesentlichen auf 
den Zivilprozess. Für den Verwaltungsprozess und 
das strafprozessrechtliche Privatklageverfahren ist 

-­
sen sich daher im Großen und Ganzen auf sie über-­
tragen.

8 „Beschluss über einige wichtige Fragen zur Förderung der 

Titels, siehe Kommuniqué der 4. Plenartagung des 18. ZK der KPCh 
veröffentlicht <german.people.com.cn/n/2014/1023/c209052-­8799127.
html> eingesehen am 23.11.2015) (Ё݅Ё༂݇Ѣܼ䴶᥼䖯ձ⊩⊏೑㢹ᑆ
䞡໻䯂乬ⱘއᅮ) v. 23.10.2014, <politics.people.com.cn/n/2014/1029/
c1001-­25926893.html> eingesehen am 23.11.2015, vgl. auch Yuanshi 
BU, Rechtsstaat und Zivilprozess in China – Über die Neuerungen des 
Zivilprozessrechts 2015, in: Zeitschrift für Zivilprozeß International 19 
(2014), im Erscheinen, S. 1 f. des Manuskripts.
9 Vgl. etwa Björn Ahl/Daniel Sprick/Pilar Czoske, Maßnahmen des 
Obersten Volksgerichts zur Schaffung einer transparenten Justiz, in: 
ZChinR 2014, S. 199 ff.
10 Veröffentlicht in „Ansichten des Obersten Volksgerichts über die 
umfassende Vertiefung der Reform der Volksgerichte – Viertes Fünfjahres-­
Reformprogramm der Volksgerichte (2014-­2018) (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣܼ䴶
⏅࣪Ҏ⇥⊩䰶ᬍ䴽ⱘᛣ㾕üüҎ⇥⊩䰶㄀ಯϾѨᑈᬍ䴽㒆㽕˄2014-­2018
˅
eingesehen am 23.11.2015.
11 Siehe Nr. 17 Viertes Fünfjahres-­Reformprogramm, Nr. 4.2. KPCh-­
Beschluss 2014.
12 
der Reform des Verfahrenseröffnungs-­Registrierungssystems durch 
die Volksgerichte“ (Verfahrenseröffnungsansichten 2015) (᳔催Ҏ
⇥⊩䰶݇ѢҎ⇥⊩䰶᥼㸠ゟḜⱏ䆄ࠊᬍ䴽ⱘᛣ㾕) v. 15.4.2015, Fa fa 

Ҏ⇥⊩䰶᡹
„Bestimmungen des Obersten Volksgerichts über einige Fragen der 
Registrierung zur Verfahrenseröffnung durch die Volksgerichte“ (VE-­
Bestimmungen 2015), ᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇ѢҎ⇥⊩䰶ⱏ䆄ゟḜ㢹ᑆ䯂乬ⱘ㾘
ᅮ
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I. Grundlagen

In den chinesischen Prozessrechten spielen die 
Rechtsinstitute der Fallannahme 13 und der Verfah-­
renseröffnung 14 eine bedeutende Rolle. Im Zivilpro-­

Vollstreckungsverfahren Anwendung. 15

1. Fallannahme und Verfahrenseröffnung

Der Begriff der Verfahrenseröffnung bezeichnet 
zunächst die Anlegung einer Akte für ein Verfahren 
durch eine Behörde, wie etwa die Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens durch Polizei oder Staatsan-­
waltschaft, vgl. § 107 Strafprozessgesetz (StPG). 16 
Auch die Volksgerichte, denen ohnehin eine tradi-­
tionell relativ große Ähnlichkeit zu Verwaltungsbe-­
hörden nachgesagt wird, 17 wenden dieses Prinzip 
bei ihrer Rechtsprechungstätigkeit an, s. etwa § 123 
S. 3 Zivilprozessgesetz (ZPG). 18 Das chinesische 
Recht unterscheidet sich damit zunächst nicht we-­
sentlich von Rechtsordnungen wie der deutschen, 
in der ein Zivilprozess ebenfalls mit der Eintragung 
in das Zivilprozessregister und der Bildung eines 
Aktenzeichens seinen Anfang nimmt. 19

Der Verfahrenseröffnung geht die formelle An-­
nahme des Falles voraus. Sie ist von der physischen 
Entgegennahme 20 der Klageschrift und anderer 
Schriftstücke zu unterscheiden. Auch die Fallan-­

sie ist Ergebnis einer Vorabprüfung, die nach deut-­
schen Maßstäben die gesamte Zulässigkeit der Kla-­
ge umfasst, dazu sogleich. Nimmt das Volksgericht 

Verfahren zu eröffnen, § 123 S. 3 ZPG. In diesem Fal-­
le stellt das Gericht dem Kläger eine Fallannahme-­
mitteilung 21 aus, andernfalls ergeht ein Beschluss 22 
über die Nichtannahme und das Verfahren wird 
nicht eröffnet. Klageannahme und Verfahrenseröff-­
nung sind daher im Zivilprozess untrennbar ver-­

als formelle Folge der Klageannahme. 23 Dies zeigt 

13 Chinesisch: ˄Ḝӊⱘ˅ফ⧚.
14 Chinesisch: ゟḜ.
15 § 18 Abs. 1 VE-­Bestimmungen 2015.
16 ЁढҎ⇥݅੠೑ߥџ䆝䆐⊩v. 1.7.1979, zuletzt geändert am 14.3.2012, 

23.11.2015.
17 Albert Hung-­yee CHEN, An Introduction to the Legal System of the 

18 ЁढҎ⇥݅੠೑⇥џ䆝䆐⊩ v. 9.4.1991, zuletzt geändert am 31.8.2012, 
chinesisch-­deutsch in ZChinR 2012, S. 307 ff.
19 Vgl. Friedrich Pukall/Erik Kießling, Der Zivilprozess in der Praxis, 

20 Chinesisch: ᥹ᬊǃ᥹ফ.
21 Chinesisch: ফ⧚Ḝӊ䗮ⶹк. 
22 Chinesisch: 㺕ᅮ
Bestimmungen 2015, abgedruckt in diesem Heft und dortige Fn. 16.
23 Nach Yuanshi BU, Einführung in das Recht Chinas, München 2009, § 25 
Rn. 56, wird dagegen die Klage in der Praxis nicht explizit angenommen, 
sondern die Verfahrenseröffnung als „konkludente Klageannahme“ ausgelegt.

sich auch darin, dass die Fallannahmebescheinigun-­

verfügt die Verfahrenseröffnung und Annahme“ 24 
enthält. 25

Bestimmungen des Obersten Volksgerichts über die 
Verfahrenseröffnungsarbeit der Volksgerichte“ (VE-­
Bestimmungen 1997) 26 festgelegt, dass das Datum 
der Verfahrenseröffnung dem Datum der Entschei-­
dung über die Fallannahme entspricht.

Das Stadium zwischen Einreichung der Klage-­
schrift und förmlicher Eröffnung des Verfahrens 
nennt man Verfahrenseröffnungsphase 27 oder -­ver-­
fahren. 28 Erst nach formeller Verfahrenseröffnung 
stellt das Volksgericht dem Beklagten eine Abschrift 
der Klageschrift zu, § 125 ZPG und führt weite-­
re verfahrenseinleitende Schritte durch, vgl. § 133 
ZPG.

Die Klageannahme ist damit im weitesten Sin-­
ne vergleichbar mit der Entscheidung des Richters 
im deutschen Zivilprozess, ob die Klage an den Be-­
klagten zugestellt werden soll und wie der Haupt-­
termin vorbereitet werden soll (vgl. §§ 271 Abs. 1, 
274 Abs. 2 ZPO). 29 Allerdings erscheint das Prinzip 
von Fallannahme und Verfahrenseröffnung des chi-­
nesischen Rechts wesentlich formalisierter: Zum ei-­
nen spricht man im deutschen Recht nicht von einer 
eigenen Verfahrenseröffnungsphase, zum anderen 
hängt auch die Zuteilung eines endgültigen Ak-­
tenzeichens nicht von der Verfahrenseröffnung ab, 
vielmehr legt der Geschäftsstellenbeamte bei jedem 
Eingang einer Klage quasi automatisch eine Akte 
an. 30 Noch viel bedeutender sind jedoch zwei Un-­
terschiede, auf die sogleich gesondert einzugehen 
ist: die personelle Loslösung des Verfahrenseröff-­
nungsverfahrens vom eigentlichen Entscheidungs-­
verfahren durch den Streitrichter (unten 2.) sowie 
der ungleich größere Prüfungsumfang (unten 3.).

2. Die Verfahrenseröffnungsabteilung

Die erste grundlegende Besonderheit des chi-­
nesischen Rechts besteht darin, dass das Verfah-­
renseröffnungsverfahren und das Entscheidungs-­
verfahren funktional und personell getrennt sind. 

24 Chinesisch: ᴀ䰶އᅮゟḜফ⧚.
25 Vgl. etwa Volksgericht Yixian (Provinz Anhui) (ᅝᖑⳕ咳ওҎ⇥⊩䰶) 
(Hrsg.), Mitteilung über die Annahme von Zivilsachen (⇥џḜӊফ⧚
䗮ⶹк), <ahyxfy.chinacourt.org/article/detail/2014/01/id/1202813.
shtml> eingesehen am 17.10.2015.
26 ᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇ѢҎ⇥⊩䰶ゟḜᎹ԰ⱘ᱖㸠㾘ᅮ v. 21.4.1997, abge-­
druckt in: Neu kompilierte Gesamtausgabe der justiziellen Auslegungen 
der VR China (ᮄ㓪ЁढҎ⇥݅੠೑ৌ⊩㾷䞞ܼк), Beijing 2012, Kap. 3 
S. 78 ff.
27 Chinesisch: ゟḜ䰊↉.
28 Chinesisch: ゟḜ⿟ᑣ.
29 Aus dieser Perspektive erscheint die chinesische Regelung weniger 
einzigartig, als man dies auf den ersten Blick annehmen möchte, vgl. 
aber Yuanshi BU, The Overhaul of the Chinese Civil Procedure Law in 
2012, in: Zeitschrift für Zivilprozeß International 17 (2012), S. 415 ff., 422.
30 Friedrich Pukall/Erik Kießling (Fn. 19), Rn. 75.
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Anders als im deutschen Recht wird das Verfahren 
nicht aufgeteilt zwischen einer Geschäftsstelle, die 
keine substantiellen Entscheidungen trifft, und ei-­
nem Richter, der Herr über das gesamte Verfahren 
ist. Vielmehr erfüllt eine „Verfahrenseröffnungsab-­
teilung“ 31 neben rein administrativen Aufgaben 
auch Funktionen, die im deutschen Recht einzig 
dem Streitrichter zukämen. 

a) Gerichtsinterne Organisation

Die Volksgerichte sind in Fach-­ und Stabsabtei-­
lungen 32 unterteilt, wobei im Detail Unterschiede 
von Volksgericht zu Volksgerichtbestehen. 33 Zu den 
Fachabteilungen gehören zumeist eine Verfahrenser-­
öffnungsabteilung, eine Abteilung für Strafsachen, 34 
mehrere (meist vier) Abteilungen für Zivilsachen, 35 
eine Abteilung für Verwaltungssachen, 36 ein Vollstre-­
ckungsbüro 37 sowie eine Abteilung für Rechtspre-­
chungsüberwachung bzw. ein Rechtsprechungs-­
verwaltungsbüro. 38 Die Stabsabteilungen sind mit 
generellen Verwaltungsaufgaben betraut und um-­
fassen meist u. a. eine politische Abteilung, 39 eine 
Disziplinarkontrollgruppe, 40 ein Forschungsbüro, 41 
ein Sekretariat 42 und die Gerichtspolizeibrigade. 43

Die Verfahrenseröffnungsabteilungen wurden 
erst zu Ende der 90er Jahre des letzten Jahrhunderts 
eingerichtet. Sie sind mit Richtern, Gerichtsschrei-­
bern und weiterem Personal besetzt. Historisch 
ersetzten sie die „Rechtsprechungsabteilungen für 
Anträge und Anrufungen“, 44 welche ihre geschicht-­
lichen Wurzeln wiederum in den sogenannten Peti-­
tions-­Empfangsbüros 45 und Volksempfangsbüros 46 

Die Umbenennung erfolgte als Ergebnis einer 
Reform, mit der man die Verfahrenseröffnung kom-­
plett vom Urteilsverfahren trennen wollte. 47 Dies 

31 Chinesisch: ゟḜᒁ.
32 Chinesisch: Ϯࡵ䚼䮼 bzw. 㓐ড়䚼䮼.
33 Vgl. beispielhaft Zweites Volksgericht der Stadt Dongguan (ϰ㥲Ꮦ㄀
ѠҎ⇥⊩䰶) (Hrsg.), Vorstellung der Abteilungen (⊩ᒁҟ㒡), <www.
dgdefy.cn/dgey/web/content/11543-­?model=view> eingesehen am 
15.10.2015. Zum Ganzen auch Björn Ahl, Justizreformen in China, Baden-­
Baden 2015, S. 132 ff.
34 Chinesisch: ߥџᅵ߸ᒁ.
35 Chinesisch: ⇥џᅵ߸ᒁ.
36 Chinesisch: 㸠ᬓᅵ߸ᒁ.
37 Chinesisch: ᠻ㸠ሔ.
38 Chinesisch: ᅵ߸ⲥⴷᒁ bzw. ᅵ߸ㅵ⧚݀ࡲᅸ.
39 Chinesisch: ᬓᎹ⾥.
40 Chinesisch: 㑾Ẕ㒘.
41 Chinesisch: ⷨおᅸ.
42 Chinesisch: ݀ࡲᅸ.
43 Chinesisch: ⊩䄺໻䯳.
44 Chinesisch: ਞ䆝⬇䆝ᅵ߸ᒁ.
45 Chinesisch: ֵ䆓᥹ᕙᅸ.
46 Chinesisch: Ҏ⇥᥹ᕙᅸ.
47 ZHANG Weiping (ᓴिᑇ), Miszellen zur Justiz (⧤䆱ৌ⊩), Beijing 

von Verfahrenseröffnung und Urteilsverfahren (ゟḜϢᅵ߸ߚᓔॳ߭) 
postuliert wird.

sollte übermäßigen einseitigen Kontakt des Streit-­
richters zum Kläger verhindern. 48 Zuvor waren die 
Abteilungen bei erstinstanzlichen Klagen oft ledig-­
lich für die Entgegennahme der Klageschrift, nicht 
jedoch für Überprüfung der Klagevoraussetzungen 
zuständig. Die Rechtsprechungsabteilungen ent-­
schieden dann über die Verfahrenseröffnung. 49 Al-­
lerdings war die Praxis landesweit wiederum nicht 

begonnen, die Verfahrenseröffnung auf die Antrags-­ 
und Anrufungsabteilungen auszulagern. 50 Die neue 
Betonung der Eigenständigkeit sollte schließlich 
auch die „Schwierigkeiten bei der Verfahrenseröff-­
nung“ lösen, was allerdings eher ins Gegenteil um-­
schlug. 51

Manchen Verfahrenseröffnungsabteilungen 
sind Schnellentscheidungsabteilungen angeglie-­
dert. 52 In diesen werden Fälle im vereinfachten Ver-­
fahren in einer Instanz entschieden (vgl. § 162 ZPG). 
Diese neuere Entwicklung nimmt die ursprüngliche 
Reform der Trennung von Verfahrenseröffnung und 
Urteilsverfahren teilweise zurück.

b) Externe Organisation: Der Kontakt zum Kläger

Jedes Volksgericht (und in kleinerem Maßstab 
auch die Volkstribunale) haben Verfahrenseröff-­
nungssäle 53 mit Schaltern, die teils mit Gerichts-­
schreibern, teils mit Richtern besetzt sind und An-­

auch Schalter, an denen Gerichtsangestellte, manch-­
mal auch Freiwillige (dann meist Rechtsstudenten), 
Rechtsrat erteilen. Zumeist gibt es auch einen Warte-­
bereich für Antragsteller und einen Bereich, in dem 
Anträge an Ort und Stelle verfasst werden können, 
welcher allerdings kaum genutzt wird.

Bislang war es ganz überwiegende Praxis, dass 
Kläger ihre Klageschriften selbst oder vertreten 
durch ihren Anwalt persönlich am Schalter abgeben. 
Dies scheint zwar keine direkte gesetzliche Grund-­

für Richter“ 54 so vorgesehen. § 12 des Kodex regelt 
zwei Ausnahmen von diesem Grundsatz. Zum ei-­
nen kann das Gericht bei körperlichen Gebrechen 

48 Randall Peerenboom, China’s Long March toward Rule of Law, 
Cambridge et al. 2002, S. 285.
49 ZHANG Weiping Nanping LIU/Michelle LIU (Fn. 2), S. 291.
50 Siehe etwa Komitee für die Kompilation der Chronik der Provinz Fujian  
(⽣ᓎⳕഄᮍᖫ㓪㑖ྨਬӮ) (Hrsg.), Petitionen (ֵ䆓), <www.fjsq.gov.cn/
ShowText.asp?ToBook=228&index=127&> (eingesehen am 15.10.2015).
51 ZHANG Weiping (Fn. 47), S. 61.
52 Chinesisch: 䗳㺕ᒁ.
53 Chinesisch: ゟḜ໻ख़, ֵ䆓ゟḜ໻ख़ o. ä.
54 ⊩ᅬ㸠Ў㾘㣗

chinesisch-­englisch in der Fachdatenbank pkulaw.cn (࣫໻⊩ᅱ), 
Indexnummer CLI.3.142127(EN). Anhand der Indexnummer lässt sich 

⊩
ᕟ⊩㾘“ aufruft, sodann „⊩ᅱᓩ䆕ⷕ“ anwählt und die Suche mittels  
„ᶹ䆶“ auslöst.
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des Klägers die Klagematerialien direkt bei diesem 
abholen (Nr. 1), zum anderen kann der Kläger die 
Materialien postalisch oder per Internet einreichen, 

rechtlichen Beziehungen klar sind und der Streit ge-­
ringfügig ist (Nr. 2). In allen anderen Fällen hat der 
Kläger persönlich bei Gericht zu erscheinen (Nr. 3).

Diese Vorgehensweise hat darüber hinaus auch 
zwei praktische Gründe: Zum einen sind Fälle der 

ein Anwaltszwang besteht nicht. Zum anderen er-­
hält der Kläger bei postalischer Zusendung keinen 
direkten Nachweis über die für ihn wichtige Verfah-­
renseröffnung. Vor allem ohne vorherige telefoni-­
sche Kommunikation besteht die Gefahr, dass das 
Gericht untätig bleibt. 55 Der postalische Eingang 
von Klageschriften ist daher die Ausnahme und 
beschränkt sich vor allem auf Fälle, in denen eine 
auswärtige Partei nicht von einem ortsansässigen 
Anwalt vertreten wird. Nicht möglich ist die Einrei-­
chung von Klageschriften per Telefax. Gleiches galt 
bislang bei den meisten Volksgerichten für elektro-­
nische Übermittlungswege.

3. Der Prüfungsumfang im Klageannahmestadium

Die zweite wesentliche Besonderheit des chine-­
sischen Zivilprozessrechts ist, dass vor förmlicher 
Annahme und Verfahrenseröffnung ein Prüfungs-­

weit über die Vorschriften hinaus, die ein deutscher 
Richter prüft, bevor er die Zustellung der Klage an 
den Beklagten verfügt.

a) Entwicklung

Die formellen Anforderungen an die Klageerhe-­
bung haben mit der Zeit erheblich zugenommen. In 
Ziffer 2.1. S. 1 der „Zusammenfassung des Recht-­
sprechungsverfahrens der Volksgerichte aller Stufen 
in Zivilfällen“ 56 von 1956 war noch festgelegt, dass 
die einzigen Voraussetzungen zur Klageannahme 
waren, dass der Kläger einen „Klageanspruch“ 57 
hatte, der Rechtsweg gegeben und das Gericht ört-­
lich und sachlich zuständig war. Unter dem Begriff 
des Klageanspruchs wurde nicht verstanden, dass 
das Gericht bereits die Schlüssigkeit oder Begrün-­
detheit prüfen sollte. Vielmehr war – wie das OVG 
in einem Antwortschreiben im selben Jahr ent-­
schied 58 – die Prozessführungsbefugnis gemeint: 

55 Telefonischer Kontakt kann in diesen Fällen auch nach 
Verfahrenseröffnung nötig sein, wenn der Gerichtsschreiber den Kläger 
über den zu zahlenden Gerichtskostenvorschuss informiert.
56 ৘㑻Ҏ⇥⊩䰶⇥џḜӊᅵ߸⿟ᑣᘏ㒧 v. 17.10.1956, <www.law-­lib.
com/law/law_view.asp?id=1114> (eingesehen am 17.10.2015).
57 Chinesisch: 䆝䆐䇋∖ᴗ.
58 ᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣ䆝䆐䇋∖ᴗⱘ⧚㾷໡ߑ v. 26.10.1956, <www.51wf.
com/print-­law?id=1195419> (eingesehen am 17.10.2015).

Der Kläger musste grundsätzlich ein ihm selbst zu-­
stehendes Recht geltend machen. 59 Weitergehende 
Formalitäten konnten auch noch nach Klageannah-­
me nachgeholt werden, etwa die Unterschrift oder 
Stempelung der Klageschrift, die genauen Anschrif-­
ten der Parteien, fehlende Kopien der Klageschrift 
und der Anlagen und die Einreichung von Beweis-­
mitteln (Ziffer 2.1. S.4 f.). Allerdings gab es ab etwa 
1953 sogenannte Volksempfangsbüros 60 in den Ge-­

-­
ren und versuchten, möglichst viele Streitigkeiten 
bereits vor Einreichung der Klage zu schlichten. 61 
Später wurden Zivilklagen – bis zum Beginn der 
Rechtsreformen Anfang der 80er Jahre des letzten 
Jahrhunderts – noch stärker eingedämmt. 62

b) Prüfungspunkte nach dem ZPG

Mittlerweile hat die Verfahrenseröffnungsabtei-­
lung gemäß §§ 123 S. 2, 119 ZPG (s.a. § 8 VE-­Bestim-­
mungen 1997) vor Annahme zu prüfen, ob folgende 
Punkte erfüllt sind:

1. der Kläger ist ein Bürger, eine juristische Person 
oder andere Organisation, und die Interessen 

2. es gibt einen Beklagten, der eindeutig bezeich-­

3. der Kläger hat ein konkretes Klagebegehren, für 

4. der Zivilrechtsweg zu den Volksgerichten ist 
gegeben 63 und das angerufene Volksgericht ist 
(international, sachlich und örtlich 64) zuständig.

Darüber hinaus prüft die Verfahrenseröffnungs-­
kammer auch noch formell, ob der notwendige In-­
halt der Klageschrift vorliegt, und ob der Kläger 
Kopien in genügender Zahl eingereicht hat, §§ 120 
Abs. 1, 121 ZPG. In der Klageschrift muss der Klä-­
ger genaue Angaben über Kläger und Beklagten ma-­
chen sowie das Klagebegehren, die ihm zugrunde 
liegenden Tatsachen und Gründe, Beweise, Beweis-­
quellen sowie Informationen über Zeugen nennen.

Aus § 124 ZPG lassen sich schließlich noch wei-­
tere Prüfungspunkte entnehmen: 65 Danach muss 

59 Darin lag freilich auch ein Einfallstor für eine Begründetheitsprüfung.
60 Chinesisch: Ҏ⇥᥹ᕙᅸ.
61 Siehe YUAN Guang (䖰ܝ), Die Volksempfangsbüros der Volksgerichte 
(Ҏ⇥⊩䰶ⱘҎ⇥᥹ᕙᅸ), Renmin ribao (Ҏ⇥᮹᡹) v. 1.12.1953, S. 3.
62 FrankMünzel, Die neue Zivilprozessordnung der Volksrepublik China 
von 1982, Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales 
Privatrecht 47 (1983), S. 78 ff., 82.
63 § 119 Nr. 4 ZPG spricht wörtlich von dem „Bereich der Zivilklagen, 
die von den Volksgerichten angenommen werden“ (Ҏ⇥⊩䰶ফ⧚⇥
џ䆝䆐ⱘ㣗ೈ Џㅵ), 
sieheWU Gaosheng (ਈ催ⲯ) (Hrsg.), Kommentar und Ratgeber zum 
„Zivilprozessgesetz der Volksrepublik China“ (ǉЁढҎ⇥݅੠೑⇥џ䆝
䆐⊩Ǌ䞞Нঞᅲ⫼ᣛफ), Beijing 2012, § 119 (S. 334).
64 §§ 17–35, 265 f. ZPG.
65 WU Gaosheng (Hrsg.) (Fn. 63), § 124 (S. 344 f.).
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das Gericht bereits von Amts wegen prüfen, ob der 
Klagegegenstand von einer Schiedsvereinbarung 
umfasst ist (Nr. 2), ob trotz entgegenstehender Ur-­
teile, Beschlüsse oder Schlichtungsurkunden erneut 
geklagt wird (Nr. 5) oder ein Verstoß gegen be-­
stimmte Fristen, innerhalb derer nicht geklagt wer-­
den darf, vorliegt (Nr. 6, 7).

Die Zahlung der sog. Fallannahmegebühr, 66 
diemit dem Gerichtskostenvorschuss im deutschen 
Recht vergleichbar ist, ist dagegen keine Prozessvor-­
aussetzung. Sie wird erst nach Verfahrenseröffnung 
fällig, § 14 VE-­Bestimmungen 1997. Dies scheinen 
die Gerichte in der Praxis allerdings oft nicht einge-­
halten zu haben. 67

c) Prüfungspunkte nach deutscher Terminologie

Nach Terminologie des deutschen Rechts um-­
fasst der Prüfungsumfang mithin folgende Voraus-­
setzungen: Zulässigkeit des Zivilrechtsweges, in-­
ternationale, örtliche und sachliche Zuständigkeit, 
Existenz der Parteien, Partei-­ und Prozessfähigkeit, 68 
Prozessführungsbefugnis, ordnungsgemäße Klage-­
erhebung (nicht lediglich schwerwiegende Mängel), 
entgegenstehende Rechtskraft, Schiedseinrede und 
dilatorische Prozesshindernisse. Zudem muss der 
geltend gemachte Anspruch nach § 119 Nr. 3 ZPG 
(„konkrete Tatsachen und Gründe“) noch in gewis-­
ser Weise substantiiert werden. Nach §§ 8 Nr. 3, 9 
S. 1 der VE-­Bestimmungen 1997 hatte das Gericht 
bislang „Tatsachengrundlagen“ 69 und dafür das 
Vorliegen von „Hauptbeweisen“ 70 zu prüfen. Da-­
raus lässt sich folgern, dass erst recht auch eine 
gewisse Schlüssigkeitsprüfung zum Prüfungspro-­
gramm des Verfahrenseröffnungsrichters gehört. 
Allerdings ist seit 2005 in § 16 des „Verhaltensko-­
dex für Richter (versuchsweise durchgeführt)“ 71 
geregelt, dass die Verfahrenseröffnung nicht wegen 
unzureichender Beweise für den geltend gemachten 
Anspruch verweigert werden darf. 72 In der Praxis 
variierten die Anforderungen an diese „summari-­
sche Begründetheitsprüfung“ 73 je nach Gericht.

Die Prüfung bei der Fallannahme umfasst nach 
deutschem Verständnis damit die gesamte Prüfung 

66 Chinesisch: Ḝӊফ⧚䌍.
67 So wohl auch das Fallbeispiel in Antoine Garapon et al., Le procès civil 
en version originale, Lexis Nexis E-­Book, Paris 2014, Titre 4, Chapitre 3 I 
(letztes Video).
68 § 8 Nr. 1 VE-­Bestimmungen 1997.
69 Chinesisch: џᅲḍ᥂.
70 Chinesisch: Џ㽕䆕᥂. Der Begriff kommt auch in § 200 Nr. 3–5 
ZPG vor, wonach gefälschte oder nicht erhobene Hauptbeweise einen 
Wiederaufnahmegrund darstellen.
71 ⊩ᅬ㸠Ў㾘㣗˄䆩㸠˅
englisch in der Fachdatenbank pkulaw.cn (࣫໻⊩ᅱ) (Fn. 54), 
Indexnummer CLI.3.60813(EN).
72 Seit 2010 gilt diese Regel nur noch „grundsätzlich“ (ॳ߭Ϟ), § 17 
Verhaltenskodex für Richter.
73 Vgl. Yuanshi BU (Fn. 23), § 25 Rn. 57.

der Zulässigkeit der Klage (und nimmt auch bereits 
einen Teil der Begründetheitsprüfung vorweg). Mit 
anderen Worten: Die Prüfung der Zulässigkeit soll 
zeitlich und organisatorisch vom Rest des Verfah-­
rens abgetrennt werden. Allerdings kann dadurch 
das Problem auftreten, dass sich nach Verfahrenser-­
öffnung während des Prozesses herausstellt, dass 
eine Prozessvoraussetzung 74 nicht vorliegt. 75 In 
diesem Fall weist das Gericht die Klage nach § 154 
Abs. 1 Nr. 3 ZPG durch Beschluss ab.

d) Zum Vergleich: das deutsche Recht

Der Umfang der Prozessvoraussetzungen er-­
scheint aus rechtsvergleichender Perspektive außer-­
ordentlich weit. Nach deutschem Recht etwa kann 
der Richter die Zustellung der Klageschrift und Ter-­
minbestimmung lediglich unter sehr eingeschränk-­
ten Gesichtspunkten verweigern. Dazu gehören 
Fälle, in denen die Klageschrift in einer fremden 
Sprache abgefasst 76 oder im Anwaltsprozess nicht 
unterschrieben ist, 77 die Parteien nicht oder nicht 
genau bezeichnet sind, 78 weil etwa die Anschrift des 
Beklagten fehlt, 79 der Kläger nicht postulationsfähig 
ist, 80 der Beklagte nicht der deutschen Gerichtsbar-­
keit unterworfen ist, 81 die Klageschrift ausschließlich 

missbräuchlich in Anspruch genommen wird. 82 Der 
Vorsitzende muss dann dem Kläger einen Hinweis 

 83 wenn dieser nicht Abhilfe schafft, verwei-­
gert das Gericht die Zustellung durch Beschluss end-­
gültig. 84 Die Zustellung erfolgt grundsätzlich auch 
erst, wenn der Gerichtskostenvorschuss ordnungs-­
gemäß entrichtet wurde (§ 12 Abs. 1 S. 1 GKG). 85

74 Chinesisch: 䍋䆝ᴵӊ.
75 Das Problem wird dadurch verschärft, dass für die Prüfung der 
Prozessvoraussetzungen eine gerichtsinterne Frist von nur sieben Tagen 
besteht, siehe sogleich. Ähnlich auch Yuanshi BU (Fn. 23), § 25 Rn. 58.
76 Ekkehard Becker-­Eberhard in Münchener Kommentar zur ZPO, Bd. 1, 

77 OLG Stuttgart, Neue Juristische Wochenschrift Rechtsprechungs-­
Ekkehard Becker-­Eberhard (Fn. 76), § 271 Rn. 10.

78 Leo Rosenberg/Karl Heinz Schwab/Peter Gottwald, Zivilprozessrecht, 16. 

79 Ekkehard Becker-­Eberhard (Fn. 76), § 271 Rn. 12.
80 Othmar Jauernig/Burkhard Hess, -­

Ekkehard Becker-­Eberhard (Fn. 76), § 271 Rn. 11, 
Leo Rosenberg/Karl Heinz Schwab/Peter Gottwald (Fn. 78), § 94 

Rn. 8.
81 Leo 
Rosenberg/Karl Heinz Schwab/Peter Gottwald (Fn. 78), § 94 Rn. 6, h. M. Dies 
ist berechtigter Kritik ausgesetzt, siehe Othmar Jauernig/Burkhard Hess 
(Fn. 80), § 38 Rn. 19.
82 Etwa LG Stuttgart,Neue Juristische Wochenschrift, 1994, S. 1077.
83 Friedrich Pukall/Erik Kießling Ekkehard Becker-­Eberhard 

84 Str., Ekkehard Becker-­Eberhard Leo Rosenberg/
Karl Heinz Schwab/Peter Gottwald (Fn. 78), § 94 Rn. 8. Wurde ein 
obligatorisches außergerichtliches Güteverfahren (vgl. § 15a Abs. 1 S. 1 
EGZPO) nicht durchgeführt, weist der Richter auf die bevorstehende 
Klageabweisung hin – eine Zustellung erfolgt dann nur, wenn der Kläger 
auf seiner Ansicht beharrt, BGH,Neue Juristische Wochenschrift 2005, 

 Friedrich Pukall/Erik Kießling (Fn. 19), Rn. 85: bereits keine 
Zustellung.
85 In der Praxis leitet die Geschäftsstelle die Klage erst nach Zahlung des 
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Dagegen darf der Richter die Zustellung nicht 
endgültig verweigern, wenn gegen sonstige Form-­ 
oder Ordnungsvorschriften verstoßen wurde oder 
wenn er die Klage sonst für unzulässig oder un-­
schlüssig hält. 86 Erst recht darf er keine Beweise 
prüfen – auch nicht, ob Beweismittel benannt sind. 
Selbst die fehlende Bestimmtheit des Antrags ist 
kein Ablehnungsgrund, da die Stellung eines hinrei-­
chend bestimmten Antrags durch späteren Schrift-­
satz nachgeholt werden kann. 87

e) Vorgehen des Verfahrenseröffnungsrichters 
und Vorabschlichtung

Die Verfahrenseröffnungsabteilung bescheinigt 
die Entgegennahme der Klageschrift und der einge-­
reichten Beweismittel, § 10 S. 1 VE-­Bestimmungen 
1997. 88 -­
weise“ für ungenügend, kann sie den Kläger dazu 
auffordern, weitere Beweismittel nachzureichen, § 9 
S. 1 a. E. VE-­Bestimmungen 1997.

Ab Einreichung der vollständigen Unterlagen – 
und ggf. nach Nachreichung – hat die Verfahrenser-­
öffnungsabteilung sieben Tage Zeit, über die Fall-­
annahme und Verfahrenseröffnung zu entscheiden, 
§ 123 S. 3 ZPG. 89 Verstöße gegen diese Frist haben 

für Bonuszahlungen und Beförderungsaussichten 
(auch von Vorgesetzten, etwa des Abteilungslei-­
ters 90 oder des Gerichtspräsidenten) relevant sein. 
Bei groben und anhaltenden Verstößen sind Diszi-­
plinarmaßnahmen möglich. In der Praxis trifft der 
Verfahrenseröffnungsrichter die Entscheidung oft 
an Ort und Stelle.

Nach Eingang der Klage sortiert der Verfah-­
renseröffnungsrichter die Fälle aus, die sich nach 
seiner Erfahrung zur vorprozessualen Schlich-­
tung eignen. Er kann sich dabei oft auf gerichts-­
interne Richtlinien stützen. Für die Schlichtung 
stehen gewöhnlich verschiedene Mechanismen 
zur Verfügung. In vielen Gerichten arbeiten etwa 
„Volksschlichter“, 91 die von einem Volksschlich-­

Gerichtskostenvorschusses an den Richter weiter, wenn der Kläger nicht 
einen Ausnahmetatbestand des § 14 GKG geltend macht, Friedrich Pukall/
Erik Kießling (Fn. 19), Rn. 76.
86 Allg. Ansicht, siehe z. B. Friedrich Pukall/Erik Kießling (Fn. 19), Rn. 85.
87 Othmar Jauernig/Burkhard Hess (Fn. 80), § 39 Rn. 13.
88 Vgl. auch § 18 Nr. 1 Verhaltenskodex für Richter. Unklar Yuanshi BU 
(Fn. 23), § 25 Rn. 59, wonach dies rechtlich nicht vorgesehen sei.
89 Vgl. die inhaltsgleichen Vorschriften in vgl. § 9 S. 2 VE-­Bestimmungen 
1997, § 6 „Einige Bestimmungen des Obersten Volksgerichts über 
die strenge Durchführung des Fallverhandlungsfristensystems“ 
(Verhandlungsfristen-­Bestimmungen 2000) (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇ѢϹḐ
ᠻ㸠Ḝӊᅵ⧚ᳳ䰤ࠊᑺⱘ㢹ᑆ㾘ᅮ) v. 14.9.2000, abgedruckt in: Neu 
kompilierte Gesamtausgabe der justiziellen Auslegungen der VR China 
(Fn. 26), Kap. 3 S. 37 ff.
90 Chinesisch: ᒁ䭓.
91 Chinesisch: Ҏ⇥䇗㾷ਬ. Zur Volksschlichtung siehe etwa Knut 
B. Pissler, Mediation in China: Ein Tour d’horizon, in: ZChinR 2008, 
S. 307 ff., 311 ff.

tungskomitee entsandt und vergütet werden. Viele 
Gerichte haben ebenfalls selbst Schlichtungsperso-­
nal eingestellt, wozu etwa Richter im Ruhestand ge-­
hören können. Teilweise arbeiten die Gerichte auch 
mit Schlichtungskomitees von Branchenorganisa-­
tionen zusammen und verweisen die Parteien an 
diese. Auch Einzelne, wie etwa Rechtsanwälte und 
andere Personen mit Spezialkenntnissen, können 
bisweilen als „speziell eingeladene Schlichter“ 92 pro 
bono Fälle übernehmen. Selten werden auch Richter 
der Verfahrenseröffnungsabteilung als Güterich-­
ter 93 mit der Schlichtung betraut. Die Person, die die 
Klageschrift entgegennimmt, schlichtet aber nur in 
Ausnahmefällen selbst.

Das Gericht konnte dieses Schlichtungsverfah-­
ren bislang auch von Amts wegen einleiten. 94 Wäh-­
rend der Dauer der Schlichtung wird die Siebenta-­
gesfrist gehemmt.

Ist sich der Verfahrenseröffnungsrichter unsi-­
cher, ob er einen Fall anzunehmen hat, kann er dem 
Abteilungsleiter seinen Entscheidungsvorschlag 
zur Prüfung und Genehmigung 95 -­
ge oder schwierige Fälle 96 genehmigt der Gerichts-­
präsident oder entscheidet der Rechtsprechungs-­
ausschuss. 97 In Zweifelsfällen kommt es bisweilen 
auch vor, dass das Gericht das ihm übergeordnete 
Gericht um Anweisung bittet. 98

Bei positiver Entscheidung berechnet die Ver-­
fahrenseröffnungskammer die Fallannahmegebühr 
und bestimmt entweder – dies wird unterschiedlich 
gehandhabt – die zur Streitentscheidung zuständige 
Abteilung 99 oder direkt die zuständige Kammer 100 
bzw. den Einzelrichter 101. Sodann stellt sie die Fall-­
annahmemitteilung (s. o. I. 1.) aus, auf welcher die 
Informationen über die Zahlung des Gerichtskos-­
tenvorschusses sowie die zuständige Abteilung 
bzw. der Spruchkörper vermerkt sind. Zudem leitet 
die Kammer die Akte innerhalb von zwei Tagen an 
die zuständige Abteilung weiter, § 15 S. 1 VE-­Be-­

92 Chinesisch: ⡍䙔䇗㾷ਬ.
93 Chinesisch: 䇗㾷⊩ᅬ, vgl. zum deutschen Begriff § 278 Abs. 5 ZPO.
94 Nr. 14 S. 1 „Einige Ansichten des Obersten Volksgerichts zum 
Aufbau und zur Vervollständigung der Verbindung prozessualer und 
nichtprozessualer Mechanismen zur Lösung von Widersprüchen und 
Streitigkeiten“ (ADR-­Ansichten 2009) (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣᓎゟܼع䆝䆐
Ϣ䴲䆝䆐Ⳍ㸨᥹ⱘ⶯Ⳓ㑴㒋㾷އᴎࠊⱘ㢹ᑆᛣ㾕
Nr. 45, chinesisch-­deutsch in ZChinR 2010, S. 163 ff.
95 Chinesisch: ᅵᡍ
96 Chinesisch: 䞡໻⭥䲒Ḝӊ
97 Chinesisch: ᅵ߸ྨਬӮ. Siehe dazu etwa Xin HE, Black Hole of 
Responsibility: The Adjudiation Committee’s Role in a Chinese Court, 
in: Law & Society Review 42 (2012), S. 73–94.
98 Chinesisch: 䇋⼎. Siehe Nanping LIU/Michelle LIU
konkreten Justizauslegungen Björn Ahl (Fn. 33), S. 188 f.
99 WANG Yaming (⥟Ѯᯢ), Registrierung zur Verfahrenseröffnung und 
wissenschaftliche Geschäftsverteilung (ゟḜⱏ䆄Ϣ⾥ᄺߚḜ) <www.
chinacourt.org/article/detail/2015/08/id/1698247.shtml> eingesehen 
am 17.10.2015.
100 Chinesisch: ড়䆂ᒁ.
101 Chinesisch: ⣀ӏ⊩ᅬ.
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stimmungen 1997. 102 Allerdings kann die Verfah-­
renseröffnungsabteilung auch nach Verfahrenser-­
öffnung und vor Weiterleitung eine Schlichtung 
vorschlagen oder sogar anordnen. 103 Dabei wird 
jedoch die interne Fallabschlussfrist grundsätzlich 
nicht gehemmt. 104

II. Probleme bei bisheriger Rechtslage

Auf den ersten Blick bietet die bisherige Rechts-­
lage durchaus Vorteile. Lassen sich aussichtslose 
Fälle von vornherein aussortieren, spart dies Justiz-­
ressourcen. Auch für den Kläger scheint sich wenig 
zu ändern: Wenn die Klage ohnehin unzulässig oder 
unschlüssig ist und der Kläger seinen geltend ge-­
machten Anspruch auch nicht substantiieren kann, 
würde er in einem streitigen Verfahren ohnehin un-­
terliegen. Gerade angesichts der großzügigen Mög-­
lichkeit, Dokumente nachzureichen oder zu korri-­
gieren, hat der Kläger scheinbar keinen Nachteil.

Dennoch bringt die Praxis der Verfahrenseröff-­
nung gravierende Folgen mit sich. Für potentielle 
Kläger war die bisherige Rechtslage aus verschiede-­
nen Gründen wenig zufriedenstellend. Erstens wird 

zweitens öffnet das System der Justizverweigerung 
auch dann Tür und Tor, wenn die Klage rechtlich 
und tatsächlich eigentlich aussichtsreich erscheint. 
Schließlich spielen auch psychologische Faktoren 
eine Rolle. Ein Kläger, dessen Fall nicht einmal für 
einen Prozess angenommen wird, ist mit hoher 
Wahrscheinlichkeit unzufrieden mit dem Gerichts-­
system, zumal auch die Begründung für eine Ableh-­

 105

1. Legale Abweisung: Ausschluss der Öffent-­
lichkeit

Die A-­limine-­Abweisung verhindert eine Kon-­
trolle der Justiz durch die Öffentlichkeit, insbe-­
sondere in „sensiblen“ Fällen. Diese Fälle werden 
durch verschiedene Zulässigkeitskriterien von den 
Gerichten ferngehalten: Denn obwohl gegen den 
Nicht annahmebeschluss Berufung eingelegt wer-­

-­
det auch in der Berufungsinstanz nicht zwingend 
eine mündliche Verhandlung statt, was letztlich 

-­
borgenen bleiben.

102 § 7 der Verhandlungsfristen-­Bestimmungen 2000 (Fn. 89) sieht 
dagegen eine Frist von drei Tagen vor.
103 Nr. 15 S. 1 ADR-­Ansichten 2009 (Fn. 94).
104 Nr. 8 Abs. 2 „Einige Ansichten des Obersten Volksgerichts über 

Schlichten und Richten kombinieren‘“ (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣ䖯ϔℹ䌃ᕏ 
Ā䇗㾷Ӭܜǃ䇗߸㒧ড়āᎹ԰ॳ߭ⱘ㢹ᑆᛣ㾕
Nr. 16, Annotierte Fassung des Volksschlichtungsgesetzes der VR China 
(ЁढҎ⇥݅੠೑Ҏ⇥䇗㾷⊩⊼䞞ᴀ), Beijing 2010, S. 70 ff.
105 Nanping LIU/Michelle LIU (Fn. 2), S. 287, 298 f.

Im westlichen Schrifttum wird zum Teil der 
Eindruck erweckt, als ob in diesen Fällen eine Ver-­
weigerung der Klageeröffnung rechtswidrig wäre 
oder ohne Rechtsgrundlage erfolgte. Das trifft je-­
doch nicht zu. Beispielsweise hatten früher Gerichte 
Klagen nicht angenommen, in denen der Beklagte 
ein Wohnungseigentümerkomitee 106 war, und die 
Abweisung auf die mangelnde Parteifähigkeit des 
Wohnungseigentümerkomitees gestützt. 107 Ob ein 
Wohnungseigentümerkomitee parteifähig ist, ist 

-­
öffnung. Gäbe es die Prüfung im Zeitpunkt der Kla-­
geeinreichung nicht, würde die Klage später ggf. 
ebenso wegen fehlender Prozessvoraussetzungen 
abgewiesen. Ähnliche Fälle betreffen die Parteifä-­
higkeit von Organen der KPCh 108, private Klagen 
gegen Umweltverschmutzungen (es mangelt an der 
Prozessführungsbefugnis, wenn der Kläger kein ei-­
genes Recht geltend macht) 109 oder missbräuchliche 
Klagen 110. Der Kläger erspart sich im chinesischen 
Modell sogar die Gerichtskosten. Allerdings kann er 
den Streitrichter auch nicht in der mündlichen Ver-­
handlung von seiner Rechtsansicht überzeugen.

Das wichtigste Prüfungskriterium in diesem Zu-­
sammenhang ist das der Rechtswegeröffnung (s. o. 
I. 3. b), welches im chinesischen Recht von größerer 
Relevanz ist als beispielsweise im deutschen Recht 
mit seinem Art. 19 Abs. 4 GG bzw. § 17a Abs. 2 GVG. 
Sind die Volksgerichte unzuständig, gibt es über-­
haupt kein zuständiges Gericht. 111 Wann der Rechts-­
weg nicht gegeben ist, ist nicht gesetzlich geregelt. 
Das Oberste Volksgericht hat in der Vergangenheit 
die Untergerichte immer wieder angewiesen, Kla-­
gen in bestimmten Fallgruppen nicht anzunehmen. 
Dazu gehörten etwa Schadensersatzklagen bei 
Kapitalmarktdelikten 112, Entschädigungszahlun-­
gen nach Enteignungen 113 oder auch als Folge des 
Milchpulverskandals von 2008. 114 Besonders prob-­
lematisch ist, dass bisweilen auch Höhere und Mitt-­
lere Volksgerichte eigene Regeln aufgestellt haben, 
in welchen Fallgruppen die ihnen untergeordneten 
Gerichten Klagen a limine abweisen müssen. 115

106 Chinesisch: ϮЏྨਬӮ Knut B. Pissler, Wohnungseigentum in China, 
Tübingen 2012, S. 7 f., 61 ff., übersetzt: Hausherrenausschuss.
107 Nanping LIU/Michelle LIU (Fn. 2), S. 301 f.
108 Nanping LIU/Michelle LIU (Fn. 2), S. 304 f.
109 Nanping LIU/Michelle LIU (Fn. 2), S. 303 f.
110 Siehe für ein Beispiel Nanping LIU/Michelle LIU (Fn. 2), S. 307 f.
111 Bei den Militär-­, See-­ und sonstigen Gerichten handelt es sich um 
„spezielle Volksgerichte“ (ϧ䮼Ҏ⇥⊩䰶), obwohl sie die Bezeichnung 

Nr. 2 Volksgerichtsorganisationsgesetz (Ҏ⇥⊩䰶㒘㒛⊩), chinesisch-­
deutsch in ZChinR 2012, S. 52 ff.
112 Nanping LIU/Michelle LIU Yuanshi BU (Fn. 23), § 25 

Knut B. Pissler, Chinesisches Kapitalmarktrecht, Tübingen 2004, 
ders., in: DCJV-­Newsletter 2001, S. 190 ff., 194 f.

113 Nanping LIU/Michelle LIU (Fn. 2), S. 310 f.
114 Yuanshi BU (Fn. 23), § 25 Rn. 57. Nach Nanping LIU/Michelle LIU 
(Fn. 2), S. 317 f. ist unklar, welches Obergericht diese Anordnung konkret 
traf.
115 Nanping LIU/Michelle LIU (Fn. 2), S. 311 ff.
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Die Begründung für die Abweisung ist, dass 
diese Fälle nicht von den Gerichten, sondern bes-­
ser durch den Gesetzgeber, Verwaltungsbehörden 
oder auch Schiedskommissionen gelöst werden 
sollten. 116 Mit anderen Worten: Nach dieser Lo-­
gik – und wegen des Fehlens eines durchsetzba-­
ren verfassungsrechtlichen Justizgewährleistungs-­
anspruchs – gibt es selbst im Zivilrecht Fälle, die 
nicht justiziabel sind. Dies erinnert an Anfangszeit 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit in Deutschland, als 
die Verwaltungsgerichte nur nach dem Enumerati-­
onsprinzip tätig wurden. 117 Im heutigen China ist 
die Verweigerung des Rechtswegs gleichwohl eine 
Ausnahmeerscheinung.

In allen diesen Fällen ändert sich vom Ergebnis 
her nichts, ob die Klage bereits bei ihrer Erhebung 
oder erst später abgewiesen wird. In der Wahrneh-­
mung des Klägers (und mancher akademischer 
Beobachter) handelt es sich dagegen um ein Prob-­
lem der Verfahrenseröffnung. Problematisch bleibt 
gleichwohl der Ausschluss der Öffentlichkeit, ins-­
besondere in den Fällen, in denen die Abweisung 
auf einer Wertungsentscheidung des Verfahrenser-­
öffnungsrichters beruht. Dies ist nicht nur bei den 
Rechtswegfragen der Fall, sondern insbesondere 
auch bei der Beurteilung von Tatsachen und Bewei-­
sen, der Schlüssigkeit der Klage, der Prozessfüh-­
rungsbefugnis und nicht zuletzt der örtlichen Zu-­
ständigkeit.

2. Missbrauch

Die eingangs erwähnten „Schwierigkeiten bei 
der Verfahrenseröffnung“ beziehen sich in chinesi-­
schen Texten deshalb zumeist auch nicht auf die le-­
galen Abweisungsmöglichkeiten, sondern vielmehr 
auf Missbrauch des Verfahrenseröffnungssystems in 
der Praxis. Selbst wenn nämlich eine Klage Aussicht 
auf Erfolg verspricht, bedeutet das nicht, dass sie in 
jedem Fall problemlos eingereicht werden könnte.

116 Yuanshi BU (Fn. 23), § 25 Rn. 57. Siehe zu diesem Argument 
etwa das „Antwortschreiben des Obersten Volksgerichts zur Frage, 
ob die Volksgerichte zivilrechtliche Klagen aus Streitigkeiten über 
Entschädigung und Umsiedlung annehmen sollen, die Parteien 
einreichen, die keine Einigung über Entschädigung und Umsiedlung 
wegen Abriss und Räumung erzielt haben“ (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇ѢᔧџҎ䖒
ϡ៤ᢚ䖕㸹ٓᅝ㕂ण䆂ህ㸹ٓᅝ㕂ѝ䆂ᦤ䍋⇥џ䆝䆐Ҏ⇥⊩䰶ᑨ৺ফ⧚
䯂乬ⱘᡍ໡
pkulaw.cn (࣫໻⊩ᅱ) (Fn. 54), Indexnummer CLI.3.59600. A. A. Nanping 
LIU/Michelle LIU (Fn. 2), S. 311: Das Antwortschreiben enthalte keine 
Begründung.
117 Siehe dazu etwa Helge Sodan in ders./Jan Ziekow (Hrsg.), 

34. Eine Parallele lässt sich auch zu den writs im common law ziehen, vgl. 
Yiliang Dong/Hongyan Liu/Knut B. Pißler, The 2011 Regulation on the 
Causes of Civil Action of the Supreme People’s Court of the People’s 
Republic of China, Berlin/Boston 2012, S. 5, zum Phänomen der 
„Bezeichnung des Anspruchs“ (Ḝ⬅), welche aber gleichzeitig darauf 
hinweisen, dass ein Gericht eine Klage nicht einfach mit dem Argument 
abweisen darf, dass es der Klage keinen Klagegrund zuordnen könne.

a) Methoden

Lästig und zeitraubend konnte es beispielswei-­
se sein, wenn Gerichte wiederholt neue Nachweise, 
beispielsweise zu „Hauptbeweisen“, anforderten. 
Der Kläger musste sich dann erneut zum Schalter 
im Verfahrenseröffnungssaal begeben und die Do-­
kumente dort abgeben, da die Möglichkeiten pos-­
talischer Zusendung beschränkt sind. Außerdem 
kann der Kläger nur so sicherstellen, die Empfangs-­
quittung zu erhalten, und gleichzeitig in Erfahrung 
bringen, ob die beigebrachten Informationen zur 
Verfahrenseröffnung ausreichten.

Eine weitere, unverblümtere Vorgehensweise 
der Justizverweigerung war, Klageschriften nicht 
entgegenzunehmen und dabei weder eine Emp-­
fangsquittung auszustellen noch einen Nichtan-­
nahmebeschluss zu erlassen. Damit hat der Kläger 
keinen Nachweis über die versuchte Einreichung 
seiner Klage. Da ohne Nichtannahmebeschluss 
auch kein Rechtsmittel möglich ist, blieb ihm ledig-­
lich die Petition (s. dazu auch u. III. 3.).

-­
nem Missbrauch der Vorabschlichtung (s. o. I. 3. e). 
An manchen Gerichten wurden alle eingegangenen 
Klagen zunächst von Amts wegen in ein Schlich-­
tungsverfahren gelenkt. 118 Erst wenn dieses schei-­
terte, etwa weil der Beklagte zu dem Schlichtungs-­
termin am Gericht gar nicht erschien, eröffnete das 
Gericht das Verfahren.

Eine Verschleppung der Verfahrenseröffnung 
bringt für den Kläger lediglich eine verzögerte 
Rechtsdurchsetzung mit sich. Auf die Anspruchs-­
verjährung hat der Zeitpunkt der Verfahrenser-­

Nach § 140 der Allgemeinen Zivilrechtsgrundsät-­
ze (AGZ) 119 i. V. m. § 12 der „Bestimmungen des 
Obersten Volksgerichts zu einigen Fragen der An-­
wendung des Systems der Verjährungsfristen bei 
der Behandlung von Zivilsachen“ 120 beginnt die 
Verjährungsfrist bereits bei Einreichen der Klage-­
schrift bzw. der mündlichen Klageerhebung von 
neuem.

118 Yedan LI, From “Access to Justice”to “Barrier to Justice” – Why ADR 
Theory Fails in Justifying the Chinese Courts’ Role in Court-­Annexed 
Mediation, in: Asian Journal of Law and Society, im Erscheinen, S. 18 des 
Manuskripts.
119 ЁढҎ⇥݅੠೑⇥⊩䗮߭ v. 12.4.1986, geändert am 27.8.2009, 

Gesetze und Verordnungen der VR China (ᮄ㓪ЁढҎ⇥݅੠೑ᐌ⫼
⊩ᕟ⊩㾘ܼк), Beijing 2012, Kap. 2 
FrankMünzel (Hrsg.), Chinas Recht 12.4.86/1.
120 ᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣᅵ⧚⇥џḜӊ䗖⫼䆝䆐ᯊᬜࠊᑺ㢹ᑆ䯂乬ⱘ㾘ᅮ v. 
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b) Gründe

In der Vergangenheit traten diese Vorgehens-­

Jahreswechsel teilweise überhaupt keine neuen 
Fälle mehr an. 121 Bereits etwa ab November wur-­
de es zunehmend schwierig, Klagen einzureichen. 
Grund dafür war die Justizstatistik: Ein wichtiger 
Indikator – auch für die Beurteilung von Führungs-­
kräften des Gerichts – ist die Erledigungsquote. 122 
Diese Quote berechnet sich normalerweise aus der 
Zahl der in einem Jahr erledigten Fälle dividiert 
durch die Zahl der Neueingänge im selben Jahr. 123 
Hält man die Zahl der Neueingänge niedrig, lässt 
sich so eine höhere Erledigungsquote herbeifüh-­
ren. Dies pervertiert den eigentlichen Sinn der Ver-­

ihre Aussagekraft.

Ein anderer wichtiger Indikator für die Evalu-­
ierung von Gerichten, Abteilungen (s. o. I. 2. a) und 
einzelnen Richtern sind die gerichtsinternen Fristen 
für den Verfahrensabschluss. Das Gericht muss ein 
Verfahren nach Eröffnung ebenfalls innerhalb einer 
relativ knappen internen Frist von drei bzw. sechs 
Monaten abschließen. 124 Ein Vorabschlichtungsver-­
fahren vor Verfahrenseröffnung kann das Gericht 
daher zumindest temporär entlasten, selbst wenn 
die Parteien den Streit dadurch nicht einvernehm-­
lich beilegen. Hat die Schlichtung dagegen Erfolg 
oder gibt der Kläger auf, ist ein streitiges Verfahren 
entbehrlich.

Einer Erwähnung bedarf schließlich auch die 

oder Guanxi-­Netzwerke, die etwa den „Lokalpro-­
tektionismus“ begünstigen. Wird eine Klage erst 
gar nicht angenommen, ist das für den Gegner die 
vorteilhafteste Lösung: Es droht kein Gesichtsver-­

die Verhandlungsposition des Klägers massiv ge-­
schwächt. Die Verweigerung eines öffentlichen Fo-­
rums spielt also auch hier eine Rolle. 125

121 Chinesisch: ᑈᑩϡゟḜ LIU Ying (߬乪) et al., Gericht 
in Shenzhen unter Verdacht, am Jahresende keine Verfahren mehr zu 
eröffnen, am Eingang bilden sich Schlangen wie beim Frühlingsfest-­
Verkehr (⏅ഇ⊩䰶⭥Ў㒧Ḝ⥛ᑈᑩϡゟḜ䮼ষᥦ䯳བ᯹䖤) <news.163.
com/14/1229/05/AEK2Q42V00014AED.html> eingesehen am 
20.10.2015.
122 Chinesisch: 㒧Ḝ⥛ YANG Jianming (ᴼᓎᯢ): Grenzen und 
Reform der Kennziffer der Erledigungsquote der Volksgerichte, unter 
Berücksichtigung der Berichte darüber, dass zu Jahresende keine Fälle 
mehr angenommen werden (Ҏ⇥⊩䰶㒧Ḝ⥛ᣛᷛⱘሔ䰤Ϣᬍ䴽——Ң 
“ᑈᑩϡゟḜāⱘ᡹䘧䇈䍋), <court.gmw.cn/html/article/201101/05/ 
484.shtml> eingesehen am 20.10.2015.
123 YANG Jianming (Fn. 122).
124 Siehe § 149 ZPG für das ordentliche bzw. § 161 ZPG für das 
vereinfachte Verfahren.
125 Ähnlich auch Nanping LIU/Michelle LIU (Fn. 2), S. 315 f.

III. Die neuen „Bestimmungen“ im Überblick

Am 15.4.2015 veröffentlichte das Oberste Volks-­
gericht die Mitteilung zu Druck und Verteilung der 
„Ansichten über die Durchführung der Reform 
des Verfahrenseröffnungs-­Registrierungssystems 
durch die Volksgerichte“ sowie die „Bestimmungen 
des Obersten Volksgerichts über einige Fragen der 
Registrierung zur Verfahrenseröffnung durch die 
Volksgerichte“ (VE-­Bestimmungen 2015). 126 Beide 
Auslegungen sind am 1.5.2015 in Kraft getreten. 
Während die VE-­Bestimmungen 2015 konkrete Re-­
gelungen vorgeben, lesen sich die „Ansichten“ eher 
wie politische Vorgaben, die den Text der erstge-­
nannten nochmals umschreiben. Sie sind – wie bei 
dieser Art Rechtsinstrument üblich – nicht in Para-­
graphenform abgefasst.

1. Wiederholungen und Klarstellungen

Auf den ersten Blick scheinen die neuen VE-­Be-­
stimmungen 2015 vor dem Hintergrund der unter 
I. dargestellten Rechtslage zunächst wenige Än-­
derungen mit sich zu bringen. Sie enthalten viele 
Wiederholungen der bisherigen Regelungen, also 
hauptsächlich des ZPG und der VE-­Bestimmungen 
1997. Unter anderem wiederholen sie die Vorschrif-­
ten über die Empfangsbestätigung (§ 2, s. o. I. 3. e) 
und interne Entscheidungsfristen (§ 8, dazu eben-­
falls o. I. 3. e), das Vorgehen bei Ablehnung (§ 9, 
dazu oben I. 1.) und die interne Bearbeitung nach 

konkretisieren sie die Anforderungen an die Kla-­
geschrift (§ 4) und die einzureichenden Unterlagen 
(§ 6). Klargestellt wird auch der Anwendungsbe-­
reich der Vorschriften: Sie gelten für Zivilklagen, 
verwaltungsrechtliche Klage und strafrechtliche 
Privatklagen (§§ 1, 17), im Vollstreckungsverfahren 
und in Staatshaftungsfällen (§ 18 Abs. 1), nicht je-­
doch für Berufungs-­ und Wiederaufnahmeverfah-­
ren jeglicher Art (§ 18 Abs. 2).

überraschenderweise nur Allgemeinplätze (§ 15). 
Danach sollen die Gerichte möglichst viele Arten 
alternativer Streitbeilegung einbinden, was im Ein-­
klang mit dem jüngsten politischen Leitgedanken 
steht. Ob dies gelingt, wird sich zeigen. Ungeregelt 
bleibt jedoch, ob eine Schlichtung auch vor Verfah-­
renseröffnung noch möglich ist. 127 Die Verfasser der 

Einleitung des Schlichtungsverfahrens von Amts 
wegen, insbesondere gegen den Willen des Klä-­

126 Siehe Fn. 12.
127 Siehe allerdings Nr. 4.1. der „Ansichten über die Durchführung der 
Reform des Verfahrenseröffnungs-­Registrierungssystems durch die 

Schlichtung mit der prozessualen Schlichtung verstärkt werden soll.
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gers, ist jetzt jedoch wohl unzulässig. 128 Eine ent-­
sprechende Klarstellung in den VE-­Bestimmungen 
2015 wäre aber wünschenswert gewesen. Es ist da-­
von auszugehen, dass die Gerichte sich im Gegen-­
zug stärker bemühen werden, den Kläger davon zu 
überzeugen, ein Schlichtungsverfahren nach Ver-­
fahrenseröffnung anzustrengen. Für den Kläger hat 
dies den Vorteil, dass eine Verschleppung des Falles 
kaum mehr möglich ist, weil die Schlichtung dann 

-­
nen Fallabschlussfristen hat. 

Die Vorschrift zur Verhinderung von Schein-­
klagen (§ 16) ist im Kontext der jüngsten wissen-­
schaftlichen Bemühungen um die Durchsetzung 
des Prinzips von Treu und Glauben im Zivilprozess 
zu sehen. 129

§§ 19 f. regeln schließlich in redundanter 
Weise, 130 dass die Verfahrenseröffnung nunmehr 
vorrangig nach den neuen Regeln durchzuführen ist 
und alte Regelungen nur anwendbar bleiben, wenn 
sie nicht im Widerspruch zu den neuen Regeln ste-­
hen. Die VE-­Bestimmungen von 1997 sind also nicht 
formell aufgehoben worden, zumal sie auch Materi-­
en enthalten, die von den neuen „Bestimmungen“ 
nicht geregelt werden. 

2. Prozessuale Vereinfachungen

Wirkliche Neuerungen sind erst bei näherem 
Hinsehen erkennbar. So muss das Volksgericht jetzt 
für den Fall, dass Unterlagen unvollständig oder 
fehlerhaft sind, dem Kläger einmalig eine entspre-­
chende Bescheinigung ausstellen. Es muss darauf 
angeben, welche Korrekturen und Nachreichungen 
konkret erforderlich sind (§ 7). Die Gerichte haben 
bereits Formblätter erstellt, bei denen nur noch an-­
zukreuzen ist, um welche Informationen es sich 
dabei handelt. 131 Dies ist für den Kläger eine große 
Erleichterung, da die chinesischen Gerichte oft nach 
bürokratischer Manier nur spärlich über benötigte 
Unterlagen informiert zu haben scheinen.

Sind die Unterlagen auch nach Nachreichung 
unvollständig oder fehlerhaft, lehnt das Gericht die 
Eröffnung des Verfahrens ab, § 7 Abs. 4. Allerdings 
ergeht diese Entscheidung nicht in Rechtskraft, so-­
dass eine erneute Klageeinreichung möglich wäre. 

128 LONG Fei (啭亲), Die Gestaltung eines „Upgrades“ von pluralistischen 
Streitbeilegungsmechanismen (ᠧ䗴໮࣪ܗ㑴㒋㾷އᴎࠊⱘĀछ㑻⠜ā), 
Volkszeitung für die Rechtsordnung (Ҏ⇥⊩ࠊ᡹) v. 24.4.2015, S. 5.
129 Vgl. Yuanshi BU (Fn. 29), S. 417 f.
130 Dass die Volksgerichte die VE-­Bestimmungen 2015 anwenden müssen, 
ergibt sich auch aus § 20, sodass § 19 kein eigener Regelungsgehalt 
zuzukommen scheint.
131 Etwa Volksgericht des Bezirks Sanyuan

ϝܗऎҎ⇥⊩䰶) (Hrsg.): Mitteilung des Volksgerichts zur 
Vervollständigung (Zivilklagen) (Ҏ⇥⊩䰶㸹ℷ䗮ⶹк˄⇥џ䍋䆝˅), 
<www.fjsyfy.com/index.php?m=content&c=index&a=show&catid=161
&id=1216> eingesehen am 23.11.2015.

Wie die Gerichte dies handhaben werden, ist noch 
abzuwarten.

§ 14 schafft außerdem eine Regelungs-­
grundlage für Prozessdienstleistungen wie der 
„Online-­Verfahrenseröffnung“, der „Verfah-­
renseröffnung nach Voranmeldung“ sowie der 
„Wander-­Verfahrenseröffnung“. 132 Bei letzterer ist 
gemeint, dass sich Richter von Zeit zu Zeit in ent-­
legene Gebiete ihres Gerichtsbezirks begeben, um 
vor Ort Verfahrenseröffnungen vorzunehmen. 133 
Bei der „Verfahrenseröffnung nach Voranmeldung“ 
und der „Online-­Verfahrenseröffnung“ vereinbart 
der Kläger mit dem Gericht vorab einen Termin, an 
dem die Verfahrenseröffnung direkt abgeschlossen 
werden kann. Die meisten Mechanismen, die die 
Gerichte bislang etabliert haben, sehen vor, dass der 
Kläger online auf der Website des Gerichts Scans 
der Klageschrift und anderer relevanter Dokumen-­
te hochlädt. 134 Das Gericht prüft alle Unterlagen, 
fordert ggf. den Kläger zur Nachreichung auf und 
teilt ihm mit, wenn die Prüfung positiv verlaufen 
ist. Sodann begibt sich der Kläger zum Gericht, wo 
die originalen Dokumente mit den eingereichten 
Kopien abgeglichen werden. Stimmen sie überein, 
erhält der Kläger den Beleg über die Verfahrenser-­
öffnung. Der Kläger muss also trotzdem noch per-­
sönlich oder vertreten durch einen Bevollmächtig-­
ten am Verfahrenseröffnungsschalter erscheinen, 
spart sich aber den evtl. nötigen weiteren Gang zum 
Gericht. Außerdem scheint auf den ersten Blick eine 
Kontrolle des Gerichts so besser möglich – für das 
Gericht ist es schwierig, den Eingang der Unterla-­
gen zu bestreiten. Allerdings beginnt die gerichts-­
interne Fallannahmefrist (s. o. I. 3. e) wohl nicht be-­
reits bei Einreichen der Kopien, weil der Kläger die 
Klage formell erst am Verfahrenseröffnungsschalter 
einreicht.

3. Beschwerdemöglichkeit

Außerdem schaffen die Bestimmungen eine Be-­
schwerdemöglichkeit für Kläger, die sich in ihren 
Rechten verletzt sehen (§ 13). Dies bezieht sich we-­
niger auf die Situation, dass das Gericht die Verfah-­
renseröffnung durch Beschluss ablehnt – in diesem 
Fall ist ohnehin die Berufung zum nächsthöheren 
Gericht statthaft. Vielmehr sind Fälle erfasst, in de-­
nen das Gericht die Fallannahme hinauszögert, eine 
Empfangsquittung verweigert oder sonst untätig 
bleibt. In diesen Situationen hatte der Kläger bislang 

132 Chinesisch: ᎵಲゟḜ.
133 Vgl. den Begriff Ꮅಲ⊩ᒁ, mit dem zum Ausdruck gebracht wird, 
dass das Gericht in entlegene Regionen reist, um dort Verhandlungen 
abzuhalten.
134 Etwa Höheres Volksgericht der Stadt Shanghai (Ϟ⍋Ꮦ催㑻Ҏ⇥⊩䰶) 
(Hrsg.), Was ist die „Online-­Verfahrenseröffnung“? (ҔМᰃĀ㔥Ϟゟ
Ḝā˛), <www.hshfy.sh.cn/wsla/gweb/?jdfwkey=njoj4> eingesehen 
am 23.11.2015.
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keine effektive Rechtsschutzmöglichkeit. Zwar war 
es durchaus möglich, bei demselben Gericht, einem 
höheren Gericht oder etwa auch dem lokalen Volks-­
kongress eine Petition einzureichen, 135 doch blieb 

sich auch mit der neuen Regelung nicht: Stellt das 
Gericht keine Bestätigung aus, ist es schwierig, ihm 
ein Fehlverhalten nachzuweisen. Immerhin wird 
mit § 13 Abs. 2 eine zeitliche Komponente eingefügt: 
Das Beschwerdegericht hat die Untersuchung jetzt 
innerhalb von 15 Tagen durchzuführen. Allerdings 
sieht die Regelung bei einem Verstoß keine Rechts-­
folgen vor. 

Die Vorschrift des § 13 ist deshalb vor allem 
als politische Absichtserklärung zu verstehen, die 
„Schwierigkeiten bei der Verfahrenseröffnung“ in 
den Griff zu bekommen. Hier zeigt sich auch das 
Leitbild des vierten Plenums von 2014: Primär geht 
es um die Durchsetzung der Gesetzesbindung staat-­
licher Organe einschließlich der Gerichte, was im 
Grunde Kern des Rechtsstaatsbegriffs 136 nach Lesart 
des Plenums ist.

4. Abschließende Aufzählung der Nichtzulas-­
sungsgründe

Letzteres ist auch Grund für eine weitere Neu-­
erung: Erstmalig liegt mit § 10 eine abschließende 
– zugegebenermaßen aber vage – Aufzählung der 
Gründe vor, aus denen die Gerichte die Verfah-­
renseröffnung ablehnen dürfen. Diese Gründe sind 
allerdings nur teilweise rechtlicher Natur: Nach 
Nr. 1 darf die Klage nicht rechtswidrig erhoben 
worden sein oder den gesetzlichen Bestimmungen 
widersprechen, Nr. 6 regelt den Fall, in denen der 
Rechtsweg nicht offensteht (§ 119 Nr. 4 Var. 1, s. o. 
I. 3. b). Die anderen Gründe sind politischer Art. 
Verletzt die Klage die staatliche Souveränität und 
territoriale Integrität (Nr. 2), die staatliche Sicher-­
heit (Nr. 3), die staatliche Einheit und die Solida-­
rität zwischen den Volksgruppen (Nr. 4) oder die-­
staatliche Religionspolitik (Nr. 5), wird sie ebenfalls 
nicht angenommen. Obwohl sich die Vorschrift also 
ausnahmsweise nicht der „Regelbeispielstechnik“ 
bedient, die den Gerichten oft ein weites Ermessen 
verleiht, lassen sich wohl alle politisch sensiblen 

5. „Revolution“: Registrierungsgrundsatz cont-­
ra legem

Die eigentliche „Revolution“ der Bestimmungen 

die Gerichte innerhalb des Anwendungsbereichs 
der „Bestimmungen“ das „System der Verfah-­

135 Dazu siehe Nanping LIU/Michelle LIU (Fn. 2), S. 338.
136 Chinesisch: ձ⊩⊏೑.

renseröffnung nach Registrierung“ 137 durch. Dies 
-­

geführten „System der Verfahrenseröffnung nach 
Überprüfung“ 138, vgl. § 4 VE-­Bestimmungen 1997. 
Gemeint ist, dass vor Verfahrenseröffnung nur noch 

-­
den soll, wie es bislang bereits etwa für strafrechtli-­
che Fälle gilt, 139 wenn die Volksstaatsanwaltschaft 
die Anklageschrift samt zugehöriger Unterlagen 
und Beweismittel an das Volksgericht übersendet 
(vgl. § 172 StPG). Die Verfahrenseröffnungsabtei-­
lungen haben also lediglich zu prüfen, ob die Vor-­
aussetzungen prima facie vorliegen, und nicht mehr, 
ob die Klage tatsächlich zulässig ist. Die eigentliche 
Zulässigkeitsprüfung wird damit in die Phase des 
Urteilsverfahrens verschoben, wie es auch in den 
Rechtsordnungen europäischer Prägung üblich ist. 
Eine Ausnahme scheint nur für die Ablehnungs-­
gründe des § 10 der Bestimmungen zu gelten. Ganz 
klar ist jedoch nicht, wie weit diese Einschränkung 
gelten soll. Richtet sich die Klage etwa gegen einen 
unstreitig nicht prozessfähigen Beklagten, ergibt 
sich nicht eindeutig, ob das Gericht das Verfahren 
eröffnen soll. Vor allem scheint die neue Grundre-­
gel daher den Wegfall der Prüfung der Tatsachen-­
grundlage zu betreffen. Damit geht freilich ein 

einher, die sich nunmehr verstärkt auf andere Auf-­
gaben, wie etwa die Koordination mit Schlichtungs-­
mechanismen und das Fallmanagement konzentrie-­
ren muss. 140

Quasi revolutionär ist an dieser Bestimmung, 
dass sie contra legem erfolgt. Das ZPG wurde näm-­

dass das Gericht vor Annahme des Falls die Klage-­
voraussetzungen des § 119 prüfen muss. Offenbar 
wollte man das ZPG nach der Revision von 2012 
nicht erneut ändern, und 2012 war die Reform des 
Verfahrenseröffnungssystems noch kein Thema im 
Gesetzgebungsprozess. Anders liegen die Dinge 
mittlerweile im Verwaltungsprozessrecht mit dem 
Verwaltungsprozessgesetz (VwPG) 141, das 2014 
revidiert wurde und zeitgleich mit den „Bestim-­
mungen“ – nämlich am 1.5.2015 – in Kraft trat. § 51 
VwPG n. F., der den alten § 42 VwPG ersetzt, trifft 
weitgehend die gleichen Regelungen wie die „Be-­
stimmungen“, die das Gesetz lediglich konkretisie-­
ren. 142

137 Chinesisch: ゟḜⱏ䆄ࠊ.
138 Chinesisch: ゟḜᅵᶹࠊ, vgl. S. 1 der Ansichten ݇ѢҎ⇥⊩䰶᥼㸠ゟ
Ḝⱏ䆄ࠊᬍ䴽ⱘᛣ㾕.
139 ZHANG Weiping (Fn. 47), S. 60.
140 Dazu vgl. Nr. 4.1., 4.2. der Ansichten 2015.
141 ЁढҎ⇥݅੠೑㸠ᬓ䆝䆐⊩ v. 4.4.1989, zuletzt geändert am 1.11.2014, 
<www.spp.gov.cn/sscx/201502/t20150217_91466.shtml> eingesehen 
am 23.11.2015.
142 Siehe auch §§ 1 f. der „Erläuterungen des Obersten Volksgerichts 
über einige Fragen der Anwendung des ‚Verwaltungsprozessgesetzes 
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IV. Anmerkungen und Ausblick

Werden die neuen Bestimmungen die „Schwie-­
rigkeit der Verfahrenseröffnung“ beseitigen? Das 
war die Ausgangsfrage dieses Beitrags. Die Antwort 
darauf hängt davon ab, auf welche Schwierigkeiten 
man abstellt. Sicherlich senkt der Wegfall der ma-­
teriellen Überprüfung die Hürden für eine erfolg-­
reiche Verfahrenseröffnung und verbessert den Zu-­
gang zum Recht (access to justice) in vielen Fällen. 
Dies scheint geeignet, Ressentiments in der Bevöl-­
kerung gegenüber dem Justizsystem abzubauen. 
Auch scheint der politische Wille gegeben, den bis-­
herigen – unerwünschten – institutionellen Miss-­
brauch des Verfahrenseröffnungssystems durch die 
Gerichte einzudämmen. Dadurch steigt gleichzeitig 
der Druck auf die Gerichte, die internen Bearbei-­
tungsfristen einzuhalten. Manche Beobachter be-­
fürchten nach dem Wegfall der meisten Eingangs-­
hürden auch eine Zunahme an abwegigen Klagen.

Insbesondere will man die Praxis bekämpfen, 
dass zu Jahresende keine neuen Klagen mehr ange-­
nommen werden. 143 Das OVG hat die Untergerich-­
te dazu in einer „dringenden Mitteilung“ explizit 
aufgefordert, dies zu unterbinden. 144 Hierbei wer-­
den die Gerichte allerdings auch entlastet: Die Erle-­
digungsquote soll jetzt etwa so berechnet werden, 

-­
chem Zeitpunkt im Jahr eine Klage eingereicht wur-­
de. Insgesamt sind allerdings die Fallzahlen schon 
beträchtlich gestiegen. 145 Es bleibt abzuwarten, wie 
die ohnehin personell überlastete Justiz damit zu-­
rechtkommen wird.

Andererseits ändern die Bestimmungen nichts 
an den – politisch gewollten – rechtlichen Schwie-­
rigkeiten, in politisch sensiblen Fällen ein Gerichts-­
verfahren zu erzwingen und ein Forum zur gesell-­
schaftlichen Meinungsbildung zu erwirken.

Die VE-­Bestimmungen 2015 sind ein typischer 
Fall für das chinesische Regelungsdickicht. 146 

gov.cn/zixun-­xiangqing-­14294.html> eingesehen am 23.11.2015, die bei 
den Nichtannahmegründen im Detail von den VE-­Bestimmungen 2015 
abweichen.
143 Dazu vgl. Nr. 6.3. der Ansichten 2015.
144 „Dringende Mitteilung des Obersten Volksgerichts über die 
weitere Verstärkung der Rechtsdurchsetzung bei der Arbeit der 
Behandlung von Fällen“ (᳔催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣ䖯ϔℹࡴᔎᠻ⊩ࡲḜᎹ԰ⱘ
㋻ᗹ䗮ⶹ), zitiert bei LUO Shuzhen (㔫к㟏), Das Oberste Volksgericht 
erlässt eine dringende Mitteilung, in der es die weitere Stärkung der 
Rechtsprechungs-­ und Vollstreckungsarbeit verlangt (᳔催Ҏ⇥⊩䰶থ
­-ᔎᅵ߸ᠻ㸠Ꮉ԰), <www.court.gov.cn/zixunࡴ㋻ᗹ䗮ⶹ㽕∖䖯ϔℹߎ
xiangqing-­15742.html> eingesehen am 23.11.2015.
145 GE Qian (㨯׽), Abteilungsleiter der Verfahrenseröffnungsabteilung 
des OVG JIANG Qibo: Der Hut der Schwierigkeit der Verfahrenseröffnung 
wurde bereits auf den Müllhaufen der Geschichte geworfen (᳔催⊩
ゟḜᒁᒁ䭓ྰਃ⊶˖ゟḜ䲒ⱘᐑᄤᏆᠨࠄग़৆ൗഒේ䞠), in: Southern 
Metropolis Daily (फᮍ䛑Ꮦ᡹ LUO Shuzhen 
(Fn. 144).
146 Mit dem Erlass einer Auslegung wird nur relativ selten eine ältere 
Auslegung außer Kraft gesetzt. Dies ist v.a. (aber nicht ausschließlich) 
der Fall bei umfassenden Auslegungen als Begleitregelung für ein 

-­
terschiedlichen Rechtstexten, die allesamt gleiche 
oder ähnliche Regelungen treffen. Daran lässt sich 
die Funktion der justiziellen Auslegungen als In-­
strument zur Steuerung der Gerichte erkennen: 
Der Erlass einer Auslegung dient als Handlungs-­
anweisung für die Gerichte als Normanwender. 
Diese Funktion tritt naturgegeben bei prozessualen 
Regelungen stärker zutage als bei materiellrecht-­
lichen Normen, welche eine direktere Außenwir-­
kung auf die Bürger haben. Die Wiederholung von 
Regelungen aus anderen Rechtstexten dient damit 
der Konzentration relevanter Normen in einem Text 
und vereinfacht die Rechtsanwendung durch die 
Gerichte. Gleichzeitig lässt sich jedoch auch ein zeit-­
liches Element beobachten. Eine neue Auslegung 
zeigt die politische Aktualität einer Materie, die eine 
gewisse kampagnenartige Mobilisierung der Justiz 
mit sich zieht.

Zum anderen werden immer neue justizielle 
Auslegungen in Kraft gesetzt, alte Regelungen aber 
nur in Ausnahmefällen aufgehoben. Dies bringt das 
Problem mit sich, dass dadurch schwer erkennbar 
ist, ob eine frühere Regelung im Einklang mit der 
aktuellen steht oder nicht. Ein Beispiel aus den VE-­
Bestimmungen von 2015 ist die Vorabschlichtung: 
Hier ist etwa unklar, inwieweit es noch möglich ist, 
die Verfahrenseröffnung von Amts wegen auszu-­
setzen und ein Schlichtungsverfahren einzuleiten. 
Letztlich sind dies Fragen, die politisch entschieden 
werden, zumal frühere Regelungen oftmals ebenso 
auf Kampagnen zurückzuführen sind. Welche Re-­
geln noch gelten sollen, kann damit oft nur ein Blick 
auf die Rechtsanwendung in der Praxis zeigen.

-­
tiv aus. Für die große Masse der Zivilstreitigkeiten 
verbessern die neuen Regeln die Situation für po-­
tentielle Kläger. Allerdings hat die Verfahrenser-­
öffnungskammer immer noch einen relativ weiten 
Spielraum bei der Rechtsanwendung. Dies betrifft 
insbesondere „sensible“ Fälle, die immer noch aus 
dem Gerichtssystem herausgehalten werden kön-­
nen. Diesen Grundsatz stellen die Bestimmungen 
sogar erstmalig auf eine gesamtstaatliche Rege-­
lungsgrundlage.

Gesetz. Ein Beispiel sind die „Erläuterungen des Obersten Volksgerichts 
zur Anwendung des ‚Zivilprozessgesetzes der Volksrepublik China‘“ (᳔
催Ҏ⇥⊩䰶݇Ѣ䗖⫼ǇЁढҎ⇥݅੠೑⇥џ䆝䆐⊩ǈⱘ㾷䞞) v. 30.1.2015, 

eingesehen am 21.11.2015: Mit ihrem Erlass wurden gemäß deren § 552 
die früheren „Ansichten des Obersten Volksgerichts zu einigen Fragen 
der Anwendung des ‚Zivilprozessgesetzes der VR China‘“ aus dem Jahre 
1992 außer Kraft gesetzt.


